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Zu diesem Buch

Der Begriff Nationalsozialismus steht gleichermaßen für eine Bewegung, 
eine Ideologie und ein Herrschaftssystem. Eng mit ihm verknüpft sind 
der Zweite Weltkrieg und der Holocaust. Die Jahre zwischen 1933 und 
1945 prägten das 20. Jahrhundert und werfen ihre Schatten bis weit in 
die Gegenwart.
Der Nationalsozialismus ist ein zentrales Thema in der gymnasialen 
Oberstufe und in der oberen Sekundarstufe I. Der Band stellt die Epoche  
in einer für Schülerinnen und Schüler verständlichen Sprache und leicht 
erschließbaren Struktur dar. Neueste Forschungsergebnisse werden 
da      bei ebenso berücksichtigt wie aktuelle wissenschaftliche Kontroversen.

Zur Reihe

Die Bände der Reihe Grundwissen kontrovers dienen der Wiederholung 
und Festigung von Wissen und sind besonders bei der Vorbereitung von 
Vergleichsarbeiten, Klausuren und Abiturprüfungen hilfreich.

Grundwissen kontrovers

 enthält das Wissen, über das Schülerinnen und Schüler den 
Lehrplänen entsprechend verfügen müssen

 deckt die zentralen Themen der gymnasialen Oberstufe und der 
oberen Jahrgänge der Sekundarstufe I ab

 hilft bei der Lösung von Darstellungs-, Interpretations- und 
Erörterungsaufgaben

 enthält einen Erörterungsteil, in dem fachwissenschaftliche 
Deutungskontroversen vorgestellt werden. Die Schülerinnen und 
Schüler können auf dieser Grundlage selbst Stellung beziehen.
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grundwIssen	kontrovers

DerTiteldieserReiheGrundwissen kontroversscheint

aufdenerstenBlickeinWiderspruchinsichselbstzu

sein.ImnaivenVerständnisgiltGrundwissenalsgesi-

cherterWissensbestand,derjedemMeinungsstreitentzo-

genistundderüberGenerationenhinwegunverändert

bleibt.AbereinsolchesGrundwissen,dasdieSchülerin-

nenundSchüleramEndeihrerSchulzeitfürdienächsten

60JahreihrerdurchschnittlichenLebenszeitversorgt,

gibtesnichtundkannesauchnichtgeben.Geschichts-

wissenschafterarbeitetkeindogmatischesWissen,das

überdieZeitenstabilbleibt.DashatdreiGründe:

• JedeGegenwartproduziertständigneue Fragestel-

lungen andieVergangenheit,diedieGeschichtswis-

senschaftzubeantwortensucht.DieBrennpunkte

historisch-politischerAufmerksamkeitwechseln,

auchwennsielängereZeitstabilbleiben(Beispiel:

NaherOsten).AuchdieProblemewandelnsich(Ver-

einigtesEuropa,Terrorismus).Eskommtneues

Wissenhinzu.DeshalbsollenSchülerinnenund

SchülerKompetenzenerwerben,dieesihnener-

möglichen,sichauchohneSchulehistorischzuori-

entierenundihrWissenständigzurevidieren.

• DieGeschichtswissenschaftsorgtselbstdafür,dass

ihrWissensichständigverändert.IhrZielist For-

schungsfortschritt.NeuesWissenkommthinzu,al-

teswirdneugesehenundmanchesgerätvölligin

Vergessenheit.DieHistorikerinnenundHistoriker

produzierenständigneuesWissen,dennForschung

istaufDauerausgerichteteWissensproduktion.Es

werdenneueForschungskonzepteentwickelt(Bei-

spiele:Geschlechtergeschichte,Umweltgeschichte,

Globalgeschichte)undvertrautesWissenveraltet

durchneueFragestellungen.

© Wochenschau Verlag, Schwalbach/Ts
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• HistorikerinnenundHistoriker,diediegleicheEpo-

chebearbeiten,kommenzuunterschiedlichenEr-

gebnissen.SiestehengrundsätzlichinDeutungskon-

kurrenzzueinander.AndengleichenThemenarbei-

tenimmermehrere–unddieGeschichtswissen-

schafthatsichinzwischeninternationalisiert.DieHis-

torikerzunftbestehtausvielenForschenden,diesel-

teninallenPunktenübereinstimmen.DieGeschichts-

wissenschaftistbisweilenschonals„zankende

Zunft“bezeichnetworden.Geschichteistimmerge-

deuteteGeschichteunddieKonkurrenzbestehtdar-

in,plausiblereDeutungeneinesEreigniskomplexes

alsdieKolleginoderderKollegevorzulegen.

Grundwissen kontroversunterstütztdieSchülerinnen

undSchülerbeiderLösungderdreiAufgabentypender

Einheitlichen Prüfungsanforderungenin der Abiturprü-

fung (2005),dieinzwischenauchindenoberenKlassen

derSekundarstufeIVerwendungfinden.Darstellungs-,

Interpretations-undErörterungsaufgabenlassensichmit

Grundwissen kontroversvorbereiten.DieeinzelnenBän-

dedieserReihesinddeshalbinDarstellungs-undeinen

Erörterungsteilegegliedert.EineDarstellung isteine

mehroderminderausführlicheZusammenfassungeines

historischenEreignisverlaufes.SieistkeineAneinander-

reihungvonsog.Fakten,sonderneinedurchdachte

KonstruktionmitDeutungscharakter,diesichbewusst

undbegründetvonanderenDeutungenunterscheidet.

DieErörterungendagegenenthaltenfachwissenschaftli-

cheDeutungskontroversen.Siewerdenindeneinzelnen

Bändennichtaufgelöst,sonderninihrerKontroversität

stehengelassen.DieLeserschaftvonGrundwissen kon-

troversmussselbstStellungbeziehenunderörtern,was

fürdieeineoderandereDeutungspricht.

Hans-JürgenPandel(Halle/S.)
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1.	 Machtwechsel	–	der	
weg	In	dIe	dIktatur	
(1930-1934)

1.1	 darstellung	

1.1.1	MachtverschIebungen	

Präsidialkabinette und Notverordnungspraxis

ImMärz1930tratdieKoalitionsregierungHermann

Müller(SPD,1876-1931)zurück.DiezwischenZent-

rum,DDP(ab1930DStP),DVP,BVPundSPDbeste-

hendenDifferenzenüberdieHöhedesBeitragssatzes

zurArbeitslosenversicherungkonnteninderRegie-

rungskoalitionnichtbeseitigtwerden.Daraufhinbeauf-

tragtederReichspräsidentPaulvonHindenburg(1847-

1934)den44-jährigenZentrums-PolitikerundFrakti-

onsvorsitzendenHeinrichBrüning(1885-1970)mitder

BildungeinerneuenRegierung.Brüningsollte,sosein

Regierungsauftrag,einePräsidialregierungohneParla-

mentsmehrheitaufbauen.DerEinflussderVertreterder

Arbeiterschaft(alsovonSPD,Gewerkschaftenund

KPD)imReichstagsolltedauerhaftzurückgedrängt

werden.Am30.März1930stellteReichskanzlerBrü-

ningseinneuesKabinettvor.Mitihmbeganneineneue

PhaseinderGeschichtederWeimarerRepublik–die

ZeitderPräsidialkabinette.

DasichdieReichsregierungnichtmehraufeineparla-

mentarischeMehrheitimReichstagstützte,verringerte

sichderEinflussdesParlamentesdeutlich.DieLegitima-



erstes
Präsidial-
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Brüning
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Machtwechsel–derWegindieDiktatur(1930-1934)

tionderRegierungbasiertenunvorallemaufdemVotum

desReichspräsidentenundaufderTolerierungdurch

einigewechselndeparlamentarischeGruppierungen.

DerReichspräsidentverfügteüberumfangreicheRech-

te.DazugehörtendievölkerrechtlicheVertretungdes

Reiches,derOberbefehlüberdieWehrmacht,dasRecht

aufErnennungoderAbsetzungdesReichskanzlersund

derRatifizierungvonGesetzen,diederReichstagverab-

schiedethatte.InKrisensituationenkonntederReichs-

präsidentunterBerufungauf§48derWeimarerReichs-

verfassung(WRV)Notverordnungenerlassen.Wasje-

docheineKrisensituationwar,bliebungeregelt.Damit

konntederReichspräsidentunterBerufungaufdieVer-

fassungbeieinererheblichenStörungoderGefährdung

deröffentlichenSicherheitnachseinemErmessenNot-

verordnungenerlassen.MitdiesenkonntenGrundrechte

wieVersammlungs-,Presse-oderVereinigungsfreiheit

außerKraftgesetztwerden.MitderDurchsetzungder

NotverordnungenkonntedieReichswehrbeauftragtwer-

den.UrsprünglichwarenNotverordnungennurfürwirkli-

cheAusnahmesituationengedachtgewesen.Mitderzu-

nehmendenHandlungsunfähigkeitdesReichstagsent-

standjedochdieNeigung,diesesRechtdesPräsidenten

quasialsErsatzgesetzgebungzuverwenden.

DerReichstagkonnteeineNotverordnungaufheben

oderdemReichskanzlerundseinemKabinettaufder

Grundlagedes§54derWeimarerReichsverfassung

dasVertrauenentziehen.IndiesenFällenkonnteder

ReichspräsidentunterBerufungauf§25derVerfassung

dasParlamentauflösenundNeuwahlenanordnen,die

nachderVerfassungspätestensnachsechzigTagen

durchgeführtwerdenmussten.Fürdiekonstituierende

SitzungeinesneugewähltenReichstagsbestandeine

weitereFristvondreißigTagen.IndiesemZeitraumvon

insgesamtetwadreiMonatenkonntedieRegierungmit

Blankovoll-
machtdes
Reichspräsi-
denten

Verfahrenund
Folgender
Notverord-
nungspraxis
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PräsidialkabinetteundNotverordnungspraxis

NotverordnungendesReichspräsidentenGesetzeerlas-

sen,dievomReichskanzlergegengezeichnetwerden

mussten.DamitvereintenReichspräsidentundReichs-

kanzlerLegislativeundExekutiveundhobendieGewal-

tenteilungzwischendiesenBereichenauf.

InderpolitischenPraxisverliefderGesetzgebungs-

prozessmeistnachdemgleichenSchemaab,wiees

dasnachfolgendeBeispielzeigt:

Am16.Juli1930brachteReichskanzlerBrüningein

deflationistischesSanierungsprogrammalsGesetzes-

vorlageindenReichstagein.Erbeabsichtigte,mitSteu-

ererhöhungenundAusgabenkürzungendenGeldwert

stabilzuhalten,eineInflationzuvermeiden,dieExporte

anzukurbelnunddiealliiertenReparationsforderungen

zuerfüllen.DieseGesetzesvorlagewurdevondenAbge-

ordnetendesReichstagsmitdeutlicherMehrheitabge-

lehnt.DaraufhinsetztesiedieReichsregierungübereine

NotverordnungdesReichspräsidenteninKraft,dievom

ReichstagzweiTagespäterwiederaufgehobenwurde.

Am18.JulilösteHindenburgaufWunschBrüningsden

Reichstagauf.Neuwahlenwurdenfürden14.Septem-

ber1930festgelegt.DieabgelehnteNotverordnung

wurdeam26.Juli1930durchdenReichspräsidenten

wiederinKraftgesetzt.

AndiesemBeispielwurdedeutlich,wiediePräsidialka-

binettedasparlamentarischeSystemaushöhlten.Wäh-

rend1930fünfNotverordnungen,aber98parlamentari-

scheGesetzein94SitzungstagendesReichstagsverab-

schiedetwordenwaren,verändertesichdiesesVerhältnis

indennächstenJahrengravierend.1931wurdenbereits

44Notverordnungenerlassen,in41Sitzungstagendes

Reichstagsabernurnoch34Gesetzeverabschiedet.

1932kamderReichstagzu13Sitzungstagenzusammen,

umfünfGesetzezuverabschieden.Demstanden66Not-

verordnungendesReichspräsidentengegenüber.

Aushebelung
derMachtdes

Parlaments

Notverord-
nungenals

politische
Normalität
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Machtwechsel–derWegindieDiktatur(1930-1934)

1930 – Umbruch im Reichstag

EineVeränderungimpolitischenSystemerfolgtenicht

nurimVerhältnisvonReichsregierungundReichstag,

sondernauchimReichstagselbst.Beideninfolgeder

Reichstagsauflösungvom18.JulierforderlichenNeu-

wahlenvom14.September1930lagdieWahlbeteili-

gungüber80Prozent.DieswareinWert,derbishernur

beidenWahlenzurverfassungsgebendenNationalver-

sammlung1919erreichtwordenwar.DieNSDAPerziel-

tebeidieserWahlenormeStimmengewinne.Siehatte

ihrenStimmenanteilgegenüberderletztenReichstags-

wahlvon1928fastumdasAchtfachegesteigert.Nach

zwölfMandatenbeiderletztenReichstagswahl(1928)

warendieNationalsozialistenmit107Mandatenhinter

derSozialdemokratiedienunzweitstärksteFraktionim

Reichstaggeworden.DieKPDverbessertesichumet-

wasmehralseinDrittelauf77Abgeordnete.Mitden

NSDAP-undKPD-VertreternwarenAbgeordneteim

Reichstagvertreten,diedasparlamentarischeSystem–

wennauchausunterschiedlichenpolitischenMotiven–

grundsätzlichablehnten.Zusammenhattensie184

Mandate,dieeinemDrittelaller577Parlamentarierdes

Reichstagsentsprachen.DieSozialdemokratenhatten

zwarStimmenverlustehinnehmenmüssen,stelltenaber

mit143AbgeordnetenimmernochdiestärksteFraktion.

KeinerderehemaligenbürgerlichenKoalitionspartner

warjedochernsthaftbemüht,mitihnenzusammenzuar-

beiten.

DasbürgerlicheLager(DStP,DVP,DNVP)warmitder

AbsichtindieWahlgegangen,einPräsidialkabinettunter

Brüningstützenzukönnen.DiebürgerlichenParteien

büßtenjedochmiteinemRückgangihrerStimmenum

fast40ProzentmehralsdeutlichanpolitischemEinfluss

ein.IhreZielewarenmitdemWahlergebnisgenauso

Reichstag
ohneParla-
mentarier

Lähmungen
undBlockaden
imReichstag
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PolarisierungenundKurswechsel

gescheitertwiedieBestrebungenimVorfeldderWahl,

einBündnisderbürgerlichenParteienzuschaffen.Damit

warenimReichstagkeineparlamentarischenMehrheiten

mehrmöglich.DieeinzelnenLager–Bürgerliche,Radi-

kaleundSozialdemokraten–blockiertenwechselseitig

GesetzesvorhabenderRegierung,waswiederumden

EinflussdesReichskabinettsunterBrüningstärkte.Die

SPDsorgtevon1930bis1932imReichstagvorallem

dafür,dassdieExtremistendieNotverordnungenHin-

denburgsnichtaußerKraftsetztenoderdieRegierung

stürzten.Siewolltedamitverhindern,dassNationalsozia-

listenundKommunistenimReichstagweiteranEinfluss

gewinnen.

MitderSeptemberwahlvon1930vollzogsichim

ReichstageinpolitischerUmbruch,derdaspolitische

HandelndesParlamentseherlähmtealsbeförderte.

Hinzukam,dassderReichstagdurcheineÄnderung

derGeschäftsordnungvom9.Februar1931seineeige-

nenKompetenzeneinschränkte:DieAusgabenbewilli-

gungenwurdenvonderZustimmungderReichsregie-

rungabhängiggemacht,dasRecht,Misstrauensanträge

zustellen,wurdeeingeschränkt,unddieTagungsperio-

dedesReichstagswurdebegrenzt.

Polarisierungen und Kurswechsel 

NachderReichstagswahlvom14.September1930

wurdedeshalbdieFragedesUmgangsmitderwach-

sendennationalsozialistischenBewegunginderÖffent-

lichkeit,inParteienundParlamentdiskutiert.

InderReichswehrsowieinkonservativenParteien

wurdeeineRegierungsbeteiligungderNationalsozialis-

tenerwogen.SelbsteinTeilderSPDsprachsichdafür

aus,inderHoffnung,dassdieseinderpolitischenVer-

antwortunganEinflussverlierenwürden.EinerstesGe-

sprächzwischenBrüningundHitler(1889-1945)imOk-

Scheitern
ersterMacht-

ansprüche
Hitlers

© Wochenschau Verlag, Schwalbach/Ts



16

Machtwechsel–derWegindieDiktatur(1930-1934)

tober1930verliefallerdingsergebnislos.Hitlerverlangte

dieKanzlerschaftundwarnichtbereit,indieserFrage

Zugeständnissezumachen.

BeidenArbeiterparteien,denGewerkschaftensowie

indenLänderregierungender17Einzelstaatengabes

allerdingseineHaltung,dieeinepolitischverantwortliche

BeteiligungderNationalsozialistenstriktablehnteundzu

einemKonfrontationskursmitderNSDAPtendierte.

AuchdieFinanz-undUnternehmerkreisestandenden

Nationalsozialisten1930nochdistanziertgegenüber.

AusländischeKapitalanlegerhattennachdemWahler-

folgderNSDAPbegonnen,KrediteundEinlagenaus

Deutschlandabzuziehen.DieBerlinerGroßbankenverlo-

renindenerstensechsWochennachderWahlvom

September1930ca.700MillionenReichsmarkanaus-

ländischenKrediten.

ImdarauffolgendenJahr1931gewanneninkonserva-

tivenKreisenundrechtsbürgerlichenParteienGruppie-

rungendieOberhand,diedienationalsozialistischeBe-

wegungfüreigeneMachtinteressenundZieleeinspan-

nenwollten.Siehofften,aufdiesemWegeeineRevision

desVersaillerVertragserreichen,marxistischeEinflüsse

inderArbeiterschaftzurückdrängen,denParlamentaris-

musbeseitigenundeinenautoritärenStaaterrichtenzu

können.

AusdruckfürdiesesUmdenkenwarunteranderem

dievomParteivorsitzendenderDNVPAlfredHugenberg

(1865-1951)initiierteBildungder„HarzburgerFront“am

11.Oktober1931.Hugenberg,BesitzereinesMedien-

konzerns,derdieHälftederdeutschenPressekontrol-

lierte,trugmitnationalistischerundantisemitischerPro-

pagandawesentlichzurStärkungderRechteninder

EndphasederWeimarerRepublikbei.Ineinersog.nati-

onalenOppositionsolltenDeutschnationale,Nationalso-

zialisten,„Stahlhelm“sowieweitererechtskonservative

Sinneswandel
imkonser-
vativenLager

Rechtsbündnis
„Harzburger
Front“
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PolarisierungenundKurswechsel

VerbändemitdemZieleinesSturzesderRegierung

Brüningzusammengeführtwerden.Der„Stahlhelm“war

imDezember1918alsBundderFrontsoldatenvon

FranzSeldteinMagdeburggegründetworden.Erstand

derDNVPnaheundhattealsgrößteparamilitärische

Organisation1930ca.500.000Mitglieder.DieBezeich-

nungdesBündnissesistaufdenOrtderGroßveranstal-

tung,BadHarzburg,zurückzuführen,dervondenOrga-

nisatorengewähltwordenwar,umStörungendurch

Kommunistenzuvermeiden.

Hugenberggelangesjedochnicht,auftretendeInteres-

sengegensätzezwischendenteilnehmendenGruppen

undvorallemmitdenNationalsozialistenzuüberbrücken.

BereitseinhalbesJahrspäter,zurReichspräsidentenwahl

1932,tratendiebeteiligtenParteienundGruppierungen

der„HarzburgerFront“wiedergegeneinanderan.

DiesozialdemokratischgeprägteArbeiterschaftre-

agierteaufdasrechtskonservativeBündnismitderGrün-

dungder„EisernenFront“am16.Dezember1931.Da-

beihandelteessichumeinBündnisdes„Reichsbanners

Schwarz-Rot-Gold“mitdem„AllgemeinenDeutschen

Gewerkschaftsbund“,derSPDundweiterenVerbänden.

Das„ReichsbannerSchwarz-Rot-Gold“warvonderSPD

alsüberparteilicheMassenorganisationam22.Februar

1924inMagdeburggegründetworden.NebenderSPD

wurdeesvomZentrum,derDDPsowiedenGewerk-

schaftengetragenundhatte1932mehralsdreiMillio-

nenMitglieder.DerengemeinsamesZielwares,die

WeimarerRepublikgegenrechts-undlinksextremisti-

scheKräftezuverteidigenundGewaltaktenderparamili-

tärischenOrganisationderNSDAP,derSturmabteilung

(SA)sowiedeskommunistischenRotenFrontkämpfer-

bundes(RFB)entgegenzutreten.DerRoteFrontkämpfer-

bundwareinevonderKPD1924gegründeteMassenor-

ganisationfürArbeiter.MitihmsolltenKampfbereitschaft

LinkeBünd-
nisse:„Eiserne

Front“und
„RoterFront-

kämpferbund“
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Machtwechsel–derWegindieDiktatur(1930-1934)

demonstriertundpolitischeVeranstaltungenvorStörun-

gengeschütztwerden.

InderWeltwirtschaftskriseundderdamiteinhergehen-

densozialenKriseerfolgte1931inDeutschlandeine

politischeRadikalisierung.BereitsimMärz1931waren

ca.fünfMillionenMenschenarbeitslos,dienunaufstaat-

licheUnterstützungenangewiesenwaren.DieSparpolitik

Brünings,vorallemimsozialenBereich,verschärftedie

bestehendenSpannungen.Währenddieparlamentari-

scheArbeitimmermehrerlahmte,verstärktensichdie

sozialenKonflikterapide.Einezunehmendepolitische

PolarisierungzwischenRechtsundLinkssowiebürger-

kriegsähnlicheZuständewarendieFolge.ImHerbst

1931wurdenUmsturzplänederNSDAPöffentlich,und

esgabzahlreicheGewaltaktionenderSA.

UngeachtetdieserVerhältnissehieltReichskanzler

BrüninganderNotverordnungspraxisunddenSparmaß-

nahmenfest,währendervoralleminderLandwirtschaft

umfangreicheSubventionengewährte.

MitdemKonkursderDarmstädterundNationalbank

(Danat-Bank),desdrittgrößtendeutschenGeldinstitutes,

am13.Juli1931wurdeeineFinanzkriseausgelöst,die

dieWirkungenderWeltwirtschaftskriseinDeutschland

weitermassivverschärfte.BrüningspolitischerHand-

lungsspielraumverengtesichseitdemSommer1931

zunehmend.EinwichtigeraußenpolitischerErfolgseiner

Regierung,dieGewährungeineseinjährigenZahlungs-

aufschubsfürReparationsleistungenausdemVersailler

Vertrag(„Hoover-Moratorium“vom20.Juni1931)än-

dertedarankaumetwas.

ImJahr1931wurdeüberdieHälftederGesetzenicht

mehrdurchdenReichstagverabschiedet(s.S.13).Hin-

zukam,dassReichskanzlerBrüningseitdemSommer

1931dieerforderlicheZustimmungdesReichsratszu

Gesetzenkaumnocheinholte.DerReichsratwardie

Polarisierung
undRadikali-
sierunginder
Weltwirt-
schaftskrise

Notverordnun-
genundSpar-
politikver-
schärfendie
Krisensituation
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1932–Wahlenund„Preußenschlag“

1919gegründeteVertretungderdeutschenLänder.Er

hattenachArt.60derVerfassungalsLänderkammerbei

derGesetzgebungZustimmungs-bzw.Mitwirkungsrech-

teundbestandformalbiszum14.Februar1934.

1932 – Wahlen und „Preußenschlag“

ImFebruar1932gabdasReichsarbeitsministeriumeine

registrierteArbeitslosenzahlvon6,1MillionenMenschen

bekannt.VonKurzarbeitwarenetwadreiMillionenMen-

schenbetroffen.DieZahlderBeschäftigten,ermittelt

anhandderMitgliederderKrankenkassen,betrugzu

diesemZeitpunktzwölfMillionen.Damitwarfastjeder

dritteArbeitnehmerohneBeschäftigung.1932ging

nachsiebenJahrendieAmtsperiodedesReichspräsi-

dentenHindenburgzuEnde,undesstandenNeuwahlen

an.FürdieNationalsozialisten,dietrotzderWahlerfolge

politischkaumvorangekommenwaren,ergabsichnun

eineneueGelegenheit,eineentscheidendeMachtpositi-

onzuerringen.DeshalbtratHitlererstmalsfürdieNatio-

nalsozialistenbeieinerReichspräsidentenwahlan,ob-

wohlererstimJanuardiesesJahresvorIndustriellen

verkündethatte,dassseinwichtigstesZielzurÜberwin-

dungderWirtschaftskrisedieAbschaffungdesparla-

mentarischenSystemssei.

UmbeiderWahlantretenzukönnen,waresnotwen-

dig,dassHitlerdiedeutscheStaatsbürgerschafterhielt.

Erwar1925ausderösterreichischenStaatsangehörig-

keitentlassenworden.Seitdemwarerstaatenlosund

hattebereitsmehrmalserfolglosversucht,diedeutsche

Staatsbürgerschaftzubekommen.Eineeinheitlichedeut-

scheStaatsbürgerschaftgabesbis1934nicht;sie

konntenichtüberdasReich,sondernnurüberdieeinzel-

nenLänderalsBayer,Preußeusw.erworbenwerden.Im

FreistaatBraunschweigbestandseit1930eineKoaliti-

onsregierungunterNSDAP-Beteiligung.DieNSDAP

Reichspräsi-
dentenwahlim

Zeichender
Krise

Hitlererhält
deutsche

Staatsbürger-
schaft
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Machtwechsel–derWegindieDiktatur(1930-1934)

stellteeinJahrspätermitDietrichKlagges(1891-1971)

denStaatsministerfürInneresundVolksbildung.Dieser

wurdevonderNSDAP-ParteiführungimVorfeldder

Reichspräsidentenwahl1932direktbeauftragt,eine

„Einbürgerung“Hitlersvoranzubringen.SowurdeHitler

EndeFebruar1932–nochrechtzeitigfürdieReichsprä-

sidentenwahl–imLandBraunschweigzumScheinzum

Staatsbeamtenernannt,nämlichzumGesandtenBraun-

schweigsbeiderLandesvertretunginBerlin.MitderAb-

legungdesDiensteidesam26.Februar1932wurdeer

BeamterdesFreistaatsBraunschweigunddamitdeut-

scherStaatsbürger.DerLandtagbestätigtediesam1.

März1932.InwieweitHitlerdieserTätigkeitnachkam,ist

unklar.ImOktober1932beantragteerjedenfallsunbe-

fristetenUrlaubundersuchteam16.Februar1933,als

erschonzumReichskanzlerernanntwordenwar,die

BraunschweigischenBehörden,ihnausdemStaats-

dienstzuentlassen.DiesemAntragwurdeumgehend

stattgegeben.

InderReichspräsidentenwahlvom10.April1932

setztesichHindenburgimzweitenWahlgangdeutlich

gegenHitlerundErnstThälmann(KPD)durch(Hinden-

burg53,1,Hitler36,7,Thälmann10,1Prozent).Große

TeilederSozialdemokratiehattendabeifürHindenburg

gestimmt,weilsiedamiteineHerrschaftHitlersoder

ThälmannsverhindernwolltenundHindenburgalsdas

geringereÜbelansahen.DaswarebensoeinVerdienst

desReichskanzlersHeinrichBrüning,dermitseinem

EngagementeineWahlHitlersverhinderte.Hindenburg

sahindieserWahlunterstützungdurchSozialdemokra-

tenundKatholikenjedocheinenMakelunddistanzierte

sichzunehmendvomReichskanzlerBrüning.

Am13.April1932verbotReichswehrministerWilhelm

Groener(1867-1939)aufderGrundlageeinerNotver-

ordnungHindenburgssowohlHitlers„Sturmabteilung“

Hindenburg
erneutReichs-
präsident

Verboteund
Machtgewinne
derNSDAPauf
Länderebene
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1932–Wahlenund„Preußenschlag“

(SA)alsauchdessen„Schutz-Staffel“(SS).DieRegie-

rungBrüningbefürchteteeinenPutschversuchdieser

rechtsradikalenOrganisationen.Zudemsolltedem

wachsendenpolitischenStraßenterrorEinhaltgeboten

werden.EinweitererGrundfürdasVerbotwardiestrikte

AblehnungderNSDAP,dieSAimKriegsfalldemGrenz-

schutzunddamitderLeitungderReichswehrzuunter-

stellen.DieSozialdemokratiesahsichdurchdieseVor-

gängeinihrerUnterstützungHindenburgsbestätigt.Der

ReichspräsidenthingegenstrebteebensoeinVerbot

desReichsbannersundderEisernenFrontan.Massive

InterventionenseitenskonservativerKreise,allenvoran

KurtvonSchleicher(1882-1934),quasiStellvertreter

Groeners,beschleunigtendieDemontagedesKabinetts

Brüning.SiefavorisierteneineRegierungsbildungunter

EinbindungderNSDAPundtrafendazuinterneAbspra-

chen.

DerZulaufzudenNationalsozialistenwarunterden

bestehendenKrisenbedingungenungebrochen.Der

LandtagvonAnhaltwählteam21.Mai1932mitAlfred

Freyberg(1892-1945)erstmalseinenNationalsozialis-

tenzumMinisterpräsidenten.BeidenLandtagswahlenin

Oldenburgam29.Mai1932erreichtedieNSDAPerst-

malseineabsoluteMehrheit.

DiesesErstarkenderRechtsradikalenunddernach-

lassendeRückhaltseitensdesReichspräsidentensowie

inderBevölkerungschwächtenBrüningsStellungals

Reichskanzler.Ihmwurde–vorallemvonHindenburg

nachseinerWiederwahlalsReichspräsident–vorgewor-

fen,dassesihmnichtgelungensei,dieNSDAPindas

politischeSystemzuintegrieren.Brüning,dersichvor

1932mehrfachbemühthatte,dieNationalsozialistenfür

seinePolitikzugewinnen,musstenuneinenweiteren

politischenRückschlaghinnehmen,derschließlichzu

seinemSturzführte.DirekterAnlasshierfürwarderEnt-

Brünings
Rücktritt
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wurfeinerOstsiedlungsnotverordnung,mitderdasKabi-

nettbeabsichtigte,nichtmehrentschuldungsfähigeost-

elbischeGüterzuenteignenundsiedurchArbeits-und

Landlosezubesiedeln.VondiesemGesetzentwurfwäre

dieGruppederJunker,derpreußischenGroßgrundbesit-

zer,betroffengewesen,denenauchderReichspräsident

vonHindenburgangehörte.DiesePlänedesReichs-

kanzlersstießendeshalbbeidenbetroffenenKreisenauf

großeAblehnung,sogarvom„Agrarbolschewismus“

wardieRede.HindenburgversagtedieserNotverord-

nungseineZustimmung.AufBetreibendesGenerals

KurtvonSchleicherentzogerdemReichskanzlersein

Vertrauen,sodassBrüningam30.Mai1932seinen

RücktrittunddendesgesamtenKabinettserklärte.

SchleicherlöstedenzurückgetretenenReichswehrmi-

nisterGroeneram1.Juni1932ab.SeitEndeder1920er

JahrewarSchleicherVertrauensmannHindenburgsund

nahmhinterdenparlamentarischenKulissenmaßgebli-

chenEinflussaufdieReichspolitikinderZeitderWelt-

wirtschaftskrise.Erwurde1934vondenNationalsozia-

listenimZusammenhangmitdenEreignissenumden

SA-FührerErnstRöhmermordet(s.S.73).

SchleicherempfahldemReichspräsidenten,denZen-

trumspolitikerFranzvonPapen(1879-1969)alsNachfol-

gerBrüningszumReichskanzlerzuernennen,wasHin-

denburgam1.Juni1932auchtat.WenigeTagenach

seinerErnennungerklärtePapenseinenAustrittausder

Zentrumspartei,umeinemParteiausschlusszuvorzu-

kommen.UnterPapens„KabinettderBarone“(sieben

derelfRessortswarendurchAdligebesetzt)wurdeeine

autoritäreVerformungderVerfassungweitervorangetrie-

ben.SchonvordererstenVertrauensabstimmungim

ReichstagließPapendiesenperNotverordnungauflö-

senundNeuwahlenausschreiben,diedannam31.Juli

1932stattfanden.DerfolgendeWahlkampfgiltalsder

Präsidialkabi-
nettPapen

Straßenkämpfe
und
Neuwahlen
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brutalsteinderGeschichtederWeimarerRepublik.Er

wardurchblutigeAuseinandersetzungenmitüberhun-

dertTotenundmehrerenHundertVerletztengekenn-

zeichnet,worandieSAmaßgeblichbeteiligtwar.Die

AufhebungdesSA-Verbotsvom13.April1932(s.S.20)

am14.Juni1932durchPapenspielteindiesemZusam-

menhangeinegroßeRolle,weildadurchdieSituation

erheblichverschärftwurde.HintergrundfürdieAufhe-

bungdesVerbotswarenAbmachungenzwischenSchlei-

cherundHitler:SchleicherwolltedessenUnterstützung

fürdenSturzdesKabinettsBrüningundfürdieInstallie-

rungeinerpräsidialenDiktaturaufnationalerGrundlage,

dievonderstetigwachsendennationalsozialistischen

Bewegungzumindesttoleriertwerdensollte.Hitlersagte

zuundbekamalsGegenleistungunteranderemdie

AufhebungdesSA-undSS-Verbots.

AlsgewalttätigerHöhepunktdesWahlkampfsgiltder

„AltonaerBlutsonntag“vom17.Juli1932.Andiesem

einenTagkamesimpreußischenAltonabeiHamburg

zueinerSchießereizwischenKommunisten,Nationalso-

zialistenundderPolizei,anderenEnde18Toteund285

Verletztezubeklagenwaren.

AngesichtsdieserEreignissenahmdieÖffentlichkeit

kaumdenErfolgwahr,dendieReichsregierungbeider

ReparationskonferenzzumVersaillerVertragvom16.

Junibis9.Juli1932inLausanneerzielte.Dortwurdeals

abschließendeRegelungvereinbart,dassDeutschland

nurnocheineRestsummevondreiMilliardenReichs-

markzuzahlenhabe.DieTilgungendererhaltenenAus-

landskrediteüberdenDawes-undYoung-Planausden

USAbliebenallerdingsbestehen.

DiemassivenGewaltaktionenwährenddesWahl-

kampfesliefertendieBegründungfürden„Preußen-

schlag“vom20.Juli1932.AndiesemTagsetztedie

ReichsregierungunterPapendiepreußischeRegierung

Lausanner
Protokollregelt

Reparations-
frage

endgültig

„Preußen-
schlag“–

Absetzung
einer

demokrati-
schenLandes-

regierung
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ab,dieauseinerKoalitionzwischenSPD,Zentrumund

DStPunterderFührungdesSozialdemokratenOtto

Braun(1872-1955)bestand.Hindenburgbestelltevon

PapenalskommissarischenVerwalter.Damitwurde

bereitsvor1933eineGleichschaltungderLänderein-

geleitet.

AlsGrundlagefürdieEntmachtungderpreußischen

RegierungdienteeineNotverordnungHindenburgs,die

sichauf§48derWeimarerReichsverfassungstützte.

NSDAPundKPDhatteninderLandtagswahlvomApril

1932dieabsoluteMehrheitderMandateerreicht.Die

sozialdemokratischgeführteLänderregierunginPreu-

ßenverfügtenunüberkeinehandlungsfähigeparlamen-

tarischeMehrheitmehrundbliebentsprechendderGe-

schäftsordnungdesLandtagsvorläufigkommissarisch

imAmt.AusdieserungeklärtenSituationwurdeseitens

derReichsregierungeineGefährdungderöffentlichen

OrdnungundSicherheitabgeleitet.Diewiederholtenge-

waltsamenAuseinandersetzungenzwischenKommunis-

tenundNationalsozialistenimVorfeldderReichstags-

wahlenschließlichgabendenAnlassfürden„Preußen-

schlag“.DieRegierungBraunbehieltdieVertretung

PreußensimReichsratbisAnfang1933,mussteaber

innenpolitischdieBefugnisseandenReichskommissar

abtreten.

MassiveProtestevonSPDundGewerkschaftenblie-

benaus.DerenÜberlegungenzueinemGeneralstreik

wurdennichtweiterverfolgt.Dieabgesetztenpreußi-

schenMinisterklagtenbeimStaatsgerichtshofinLeipzig.

Dortwurdeam25.Oktober1932entschieden,dassdie

EinsetzungdesReichskommissarsdurchdenReichs-

präsidentenrechtmäßiggewesensei.

DurchdieseMaßnahmehattevonPapenmitPreußen

denstärkstenKontrahentenfürseinenautoritärenPolitik-

kursausgeschaltet.AbdiesemZeitpunkterfolgteein

© Wochenschau Verlag, Schwalbach/Ts



25

1932–Wahlenund„Preußenschlag“

ersterpersonellerUmbauderPolizei,beidemüberRu-

hestandsregelungenundDegradierungensozialdemo-

kratischgesinnteBeamtedurchkonservativeKräfteer-

setztwurden.DiesallesvollzogsichohneaktiveMitwir-

kungderNationalsozialistenundverstärktediebeste-

hendeStaatskrise.

DieNationalsozialistenwarenbeidenNeuwahlenzum

Reichstagvom31.Juli1932diegroßenGewinner.Sie

wurdenmit37,3ProzentderStimmendiemitAbstand

stärkstePartei.GegenüberderletztenWahlvon1930

mobilisiertensiedoppeltsovieleWähler.Sieerzielten

einenStimmenzuwachsvonfast20Prozentundverdop-

peltengegenüberderletztenWahldieZahlihrerMan-

datsträger.DieNSDAPstelltenun230der608Abgeord-

netendesReichstags.Daswarenfast100Mandatsträ-

germehr,alsdieSPDerreichthatte,dieauf133Abge-

ordnetekam.DieKPD(14,3Prozent)unddieDeutsche

Zentrumspartei(12,4Prozent)gewannenebenfallsan

Stimmen,bliebenaberhinterdenErgebnissenderNS-

DAPdeutlichzurück.AngesichtsdiesesWahlausganges

strebtevonPapeneineRegierungsbildungunterBeteili-

gungderNSDAPan,wasaberanunterschiedlichen

VorstellungenübereineMachtbeteiligungvorallemsei-

tensderNationalsozialistenscheiterte.Hindenburg

sprachsichimAugustgleichmehrfachgegendie

ReichskanzlerschaftHitlersaus.Dieserwiederumlehnte

einevonHindenburgundPapenangeboteneVizekanz-

lerschaftkategorischabundbestanderneutaufder

Kanzlerschaft.DadieNationalsozialistenmit ihren

Machtansprüchenscheiterten,gingensienunaufKon-

frontationskursgegenüberdemKabinettPapen.Soblieb

fürdieNSDAPEndeAugust1932aufReichsebenenur

dasAmtdesReichstagspräsidenten,dendiestärkste

Fraktionstellendurfte.DieseFunktionübernahmder

NSDAP-AbgeordneteHermannGöring(1893-1946),der

NSDAPWahl-
siegerundVer-
liererzugleich
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imReichstagmitdenStimmendesZentrumsgewählt

wordenwar.DiesezunehmendepolitischeIsolierungder

RegierungverschärftedieStaatskriseundtrugzurweite-

renDestabilisierungderWeimarerRepublikbei.

PapensetzteinwirtschaftspolitischerHinsichtzu-

nächstdenvonBrüningeingeschlagenenSparkursfort.

DieserhatteübermehrereNotverordnungen1930den

BeitragssatzzurArbeitslosenversicherungvonursprüng-

lichdreiProzentauf6,5Prozenterhöht.Obwohleine

deutlicheZunahmederArbeitslosigkeitbis1932auf5,6

MillionenArbeitsloseimJahresdurchschnittzuverzeich-

nenwar,verbuchtedieReichsanstaltfürArbeitsvermitt-

lungundArbeitslosenversicherung(RAVAV)indiesem

JahrsogareinenÜberschussvonüber100Millionen

Reichsmark.ZeitgleichwarderEtatfürdiegesamten

staatlichenAufwendungenimRahmenderArbeitslosen-

fürsorgeimStaatshaushaltfürdaslaufendeJahr1932

auf3,5MilliardenReichsmarkangewachsen.OhneNot-

verordnungenwurdedabeinochunterBrüningeinFehl-

betragvonüber800MillionenReichsmarkermittelt.

AufdemTiefpunktderwirtschaftlichenKrisewurden

unterPapensLeitungzunächstdiesozialenUnterstüt-

zungenfürBedürftigeweiterdrastischreduziert.DieBe-

zugsdauerfüreineArbeitslosenunterstützungausder

RAVAVbetrugjetztnochmaximalsechsWochen.Ur-

sprünglichlagsiebei26Wochen.DieHöhederlohnab-

hängigenundsozialgestaffeltenArbeitslosenunterstüt-

zungwurdeumweitere23Prozentgekürzt.Damithatten

sichdieUnterstützungssätze,ca.60bis65Prozentdes

zuletztbezogenenEinkommens,seitihrerEinführung

1927halbiert.VondenregistriertenArbeitslosenerhiel-

ten1932nurnocheinDrittelLeistungen.1930warenes

nochmehralszweiDrittelgewesen.Zudemverringerten

LohnsenkungendasEinkommenunddasBeitragsauf-

kommenderVersicherten.Parallelsankendiekommu-

Krisenver-
schärfungen
unterPapen
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nalenFürsorgeleistungenderWohlfahrtfürArme.Dieser

drastischeSozialabbaubeseitigtedefactodieArbeitslo-

senversicherungundschlossLeistungskürzungeninan-

derenVersicherungen,wiedieAltersvorsorge,ein.Die

vonBrüningeingeleitetenMaßnahmenwurdenvonPa-

penverstärktfortgeführt.SieverschärftendieMassenar-

beitslosigkeitundVerelendunginderBevölkerung.Die

BewältigungderKrisenlastenwurdedabeivorallemden

Arbeiternaufgebürdet.ImSommer1932lebterundein

DrittelderBevölkerungamRandedesExistenzmini-

mumsoderdarunter.DierestriktiveSozialpolitikder

PräsidialkabinetteBrüningundPapenverschärftedie

sozialenSpannungeninderGesellschaft.Sieließenzu-

demdiebestehendenKrisenerscheinungenanwachsen.

DiesinkendeNachfragewegengeringererKaufkraft

verringertedieInvestitionen.Diesführtezuerhöhten

StillständeninderProduktion,waseineAbsenkungder

ArbeitszeitunddesLohnesnachsichzog.DieserKreis-

laufbegünstigteeineweitereRadikalisierunginderGe-

sellschaft.

ImSpätsommer1932bestandinDeutschlandeine

unübersichtlicheundunsichereSituationinallenBerei-

chenderGesellschaft.DieökonomischeKrisehattesich

durchdieDeflationspolitikverschärft.DieErgebnisseder

ReparationskonferenzvonLausannepolarisiertendie

Bevölkerung.DiepolitischeRadikalisierungführtezuei-

nerEskalationderGewaltundhattenachdenNeuwah-

leneineMehrheitdemokratiefeindlicherKräfteimReichs-

tagzurFolge.DieVersuchekonservativerKräfte,die

NationalsozialistenmitihrerMassenbasisfürihreInteres-

senzugewinnen,scheitertenanderenMachtansprü-

chen.Der„Preußenschlag“unterstelltedasgrößteund

bevölkerungsreichsteLanddemReich.

AngesichtsderLähmungdemokratischerKräfteund

derbestehendenallgemeinenKriseermächtigteHinden-

© Wochenschau Verlag, Schwalbach/Ts



28

Machtwechsel–derWegindieDiktatur(1930-1934)

burgdenReichskanzlerPapen,denReichstagohne

AusschreibungvonNeuwahlenaufzulösen.Aufdem

WegzurautoritärenUmformungderRepubliknahmHin-

denburgVerfassungsbrüchebilligendinKauf.Dieerste

ZusammenkunftdesReichstagsam12.September

1932gestaltetesichzueinerFarceundführtezuseiner

Auflösung.NacheinigenBedenkeninnerhalbdesKabi-

netts,dasseszueinerKlagewegenVerfassungsbruchs

vordemStaatsgerichtshofkommenkönnte,wurdenfür

den6.November1932NeuwahlenzumReichstagver-

kündet.BisdatoregiertedasKabinettPapenaufder

GrundlagevonNotverordnungen.

EinwirtschaftspolitischerKurswechselvonPapenab

Spätsommer1932ändertedaranzunächstnichts.Pa-

penhattesichmiteinemWirtschaftsprogrammvonder

DeflationspolitikabgewendetundeineaktiveArbeitsbe-

schaffungspolitikmitindirektenunddirektenMaßnah-

meneingeleitet.PerNotverordnungvom4.September

1932wurdeesinKraftgesetzt.ZudenEckpunktendes

ProgrammszurBelebungderWirtschaftgehörtenSteue-

rerleichterungenundEinstellungsprämienfürUnterneh-

mensowieöffentlicheAufträge.Damitverknüpftwurde

derAufbaueinesfreiwilligenArbeitsdiensteszurVerbes-

serungunddemAusbauderInfrastruktur,darineinge-

schlossenderBauvonAutobahnen.Finanzierungspro-

bleme,unzureichendekonkretePlanungenunddiepoli-

tisch-parlamentarischeKriseverzögertendieschnelle

UmsetzungdesKonzeptes.DieArbeitslosenzahlenver-

ringertensichimHerbstauf5,1Millionen,stiegendann

aberwinterbedingtwiederan.

NSDAP in der Krise

IndenWahlenvom6.November1932behauptetesich

dieNSDAPzwaralsstärksteFraktion,mussteaberer-

heblicheStimmenverlustevon4,2Prozenthinnehmen.

Abkehrvom
Sparkurs

Stimmenver-
luste,interne
Machtkämpfe,
Geldnot
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NSDAPinderKrise

DieBildungeinerKoalitionsregierungscheiterteander

wiederholtenForderungHitlersnacheinerReichskanz-

lerschaft,dievonHindenburgerneutabgelehntwurde.

DasichimReichstagkeinemehrheitsfähigeKoalition

abzeichnete,strebtedermitderRegierungsbildunger-

neutbeauftragtevonPapeneinenStaatsstreichähnlich

wiebeim„Preußenschlag“an.FürdieErrichtungeiner

PräsidialdiktaturnahmernotfallseinenBürgerkriegin

Kauf.DadieReichswehrunterKurtvonSchleicheraber

diesenPlannichtunterstützte,ernannteam3.Dezember

1932derReichspräsidentSchleicherzumneuenReichs-

kanzler.SchleicherstrebtenunnacheinemBündnis

zwischenGewerkschaftenundTeilenderNationalsozia-

listen.DieNSDAPgerietindieserZeitineineinterne

Krise,fürdiederKonfliktzwischenHitlerundGregor

Straßer(1892-1934)kennzeichnendwar.Straßervertrat

einantikapitalistischesProgrammunddrängtezuneh-

menddarauf,dieNSDAPaufeinensozialrevolutionären

Kurszubringen.Erwarauchbereit,alsVizekanzlerunter

einemKanzlerSchleicherineinesozialeRegierungunter

BeteiligungderGewerkschafteneinzutretenundda-

durchdieNSDAPzuspalten.Diesscheiterteanderge-

festigteninnerparteilichenMachtstellungHitlers.Andes-

sendiktatorischerinnerparteilichenStellungwarnichtzu

rüttelnunderhattesichaufeineZusammenarbeitmit

IndustrieundReichwehrfestgelegt.WeitereFaktorenfür

dieKriseinderNSDAPwardieAblehnungGöringsals

preußischerMinisterpräsidentdurchHindenburgundvor

allemdieangespannteFinanzsituationderNSDAP,die

sichdurchdieständigenWahlkämpfezuspitzte.

GroßeTeilederÖffentlichkeitsahenindieserEntwick-

lungdasEndedernationalsozialistischenBestrebungen

zurMachtergreifung.Docheskamanders.Papennahm

AnfangJanuarüberdenBankierBaronSchröderinKöln

VerbindungzuHitlerauf.EskamzueinerBesprechung

Koalitionsbe-
reitschaftund

Intrigenebnen
HitlersWegzur

Macht

© Wochenschau Verlag, Schwalbach/Ts

http://www.dhm.de/lemo/html/weimar/innenpolitik/gewerkschaften/index.html


30

Machtwechsel–derWegindieDiktatur(1930-1934)

inKölnbeiSchröderunterBeteiligungHitlersundPa-

pensam4.Januar1933.Angesichtsderungünstigen

Lage,indersichseineParteibefand,signalisierteHitler

dabeidieBereitschaft,sichaneinerKoalitionsregierung

zubeteiligen,wasPapendemReichspräsidentenmittei-

lenließ.

IndenfolgendenWochenfungiertePapenweiterals

MittelsmannzwischenHindenburgundHitler.Esgelang

ihm,HindenburgundseinenBeraterndenEindruckzu

vermitteln,dassHitlernichtdieAlleinherrschaftanstrebe.

DenNationalsozialistenihrerseitsgelanges,durcheinen

WahlsiegimkleinenLandLippeam15.Januarüberdie

SchwierigkeiteninihrerParteihinwegzutäuschen.Zu-

gleichgelangtenInformationenüberden„Osthilfeskan-

dal“(s.S.22)andieÖffentlichkeit.Darunterwurdeder

partielleMissbrauchderseit1929betriebenenstaatli-

chenSubventionierungundSanierungüberschuldeter

Güterverstanden.DabeifielhäufigderNameHinden-

burg,wodurchderEindruckentstand,dieserseiinden

Skandalverwickelt.DieRegierungSchleicherwardamit

indenAugenHindenburgsdiskreditiertundnichtmehr

tragbar.AlsnunSchleichervomReichspräsidentenfor-

derte,denReichstagerneutaufzulösen,denStaatsnot-

standauszurufensowieihnmitdiktatorischenVollmach-

tenauszustatten,lehntedieserab.Daraufhinerklärte

Schleicheram28.Januar1933seinenRücktritt.Obwohl

Hindenburgzuvormehrfachversicherthatte,den„Ge-

freitenHitler“niemalszumKanzlerzumachen,beriefer

ihnam30.Januar1933zumKanzlereinerKoalitionsre-

gierungausNSDAPundDNVP.

Der 30. Januar 1933

HitlerschworgegenüberdemReichspräsidentenPaul

vonHindenburgundBeneckendorff(1847-1934)am

Montag,30.Januar1933,gegen11:30UhrinderBerli-

Rücktritt
Kabinett
Schleicher

Hitlers
Berufungzum
Reichskanzler
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Der30.Januar1933

nerReichskanzlei,dieVerfassungunddieGesetzeder

Republikzuverteidigenundzubewahren.

Der43-jährigeHitlerwardamitzumReichskanzlerdes

24.KabinettsderWeimarerRepublikernanntworden.

DamitgelangteeinMannineineentscheidendeMachtpo-

sitionderWeimarerRepublik,dessenerklärtesZielvon

AnfangandieZerstörungderDemokratiewar.Anseinem

politischenWerdegangistdiesdeutlichabzulesen:

HitlernahmalsFreiwilligeramErstenWeltkriegteil,

wurdeverwundetunderhielteineAuszeichnung.Nach

KriegsendewurdeervonseinerEinheitzueinerRedner-

schulungentsandt.ErbesuchteParteiveranstaltungen

undwurdeMitgliedderDeutschenArbeiterPartei(DAP),

dieihnvorwiegendalsRednereinsetzte.Nachseiner

EntlassungausderReichswehr(1920)widmeteersich

derParteiarbeit,diesichnachderAusarbeitungeines

ProgrammsnunNSDAPnannte.BereitsimJuli1921

übernahmerdieFührungdieserParteimitdiktatorischen

Vollmachten.ImAugust1921ordneteerdieGründung

einesWehrverbandes,dieSturmabteilung(SA),an.Ab

1929warerderObersteSA-Führer(OSAF),übertrugdie

Dienstgeschäfteaber1931demStabschefderSA,Ernst

Röhm.

NachdemgescheitertenPutschversuchgegendie

WeimarerRepublik(1923)wurdeerzufünfJahrenFes-

tungshaftverurteilt.DortverfassteerdenerstenTeilvon

„MeinKampf“.BereitsnachneunMonaten(1924)vor-

zeitigentlassen,wurdeerbeiderNeugründungderPar-

tei(1925)als„Führer“bestätigt.ImNovember1925

wurdeeineAbteilungderSAzurSchutz-StaffelHitlers

(SS)gebildet.InseinenRedenundSchriftenbetonteer

immerwiederseineablehnendeHaltungzurWeimarer

RepublikundbekundeteseinenkompromisslosenAnti-

semitismus.IndiesemSinnebefürworteteerdieGewalt

aufderStraßezumSturzdesWeimarerSystems.

Hitlers
politischer

Werdegang
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ImneuenKabinettbildetenHitler,WilhelmFrick(1877-

1946)undHermannGöring(1893-1946)alsNationalso-

zialisteneineMinderheit.Sieverfügten,mitAusnahme

Fricks,nurübergeringeRegierungs-,Verwaltungs-bzw.

Parlamentserfahrungen.WilhelmFrickhingegenhatte

bereitsmehrereLeitungsfunktionenalsBeamterinnege-

habt.SowarerLeiterderPolitischenPolizeiinMünchen

(1919-1923),LeiterderdortigenKriminalpolizei(1923)

gewesenundarbeitetezwischen1926-1930imOber-

versicherungsamtMünchen. InThüringenhatteer

1930/31dasAmteinesInnen-undVolksbildungsminis-

tersbekleidetundwardamitdererstenationalsozialisti-

scheMinistereinerLandesregierung.

DieMehrheitderKabinettsmitglieder,wieVizekanz-

lervonPapenoderWirtschaftsministerHugenberg,

glaubtenebensowievieleGegnerderNationalsozialis-

ten,dassdieseinkürzesterZeitpolitischabgewirt-

schaftethätten.Dabeiwarenesgeradedietraditionel-

lenEliten,diedieGrundlagenfüreineMachtübertra-

gungandieNationalsozialistengelegthatten.Fürviele

republikanischeKräftekamdieErnennungHitlers

überraschend.ProtestedesZentrums,derSozialde-

mokratiebzw.derGewerkschaftenoderdesReichs-

bannersbliebenweitgehendaus.DieÖffentlichkeitre-

agierteaufdieErnennungHitlerszumReichskanzler

überwiegendgleichgültig.VieleMenschenvertrauten

aufdiekonservativeMehrheitimKabinett,aufdiewie-

derholtzumAusdruckgebrachteDistanzdesReichs-

präsidentengegenüberHitlersowieaufdieWeimarer

Reichsverfassung.

HitlerselbstnahmamAbenddes30.Januar1933als

frischgekürterReichskanzlereinenvonJosephGoeb-

bels(1897-1945)improvisiertenFackelzugzehntausen-

derSA-Männer,verstärktdurchden„Stahlhelm“,entge-

gen,dervomRundfunkübertragenwurde.

Hitlers
Kabinett

Reaktionenauf
dieMachtüber-
tragung
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1.1.2	errIchtung	und	festIgung		
der	dIktatur

Reichstagsbrand und Wahlen

DieEreignisseunmittelbarnachderErnennungderRe-

gierungHitleram30.Januar1933verdeutlichtenden

konservativenMitgliedernumPapen,dassihrgeplantes

Einrahmungs-undZähmungskonzeptderdreiNational-

sozialistenkaumaufgehenwürde.MitderReichskanzler-

schaft,demInnenministeriumunddemReichskommis-

sarfürdaspreußischeInnenministerium,demdiePolizei

unterstand,hattendieNationalsozialistenSchlüsselposi-

tionenderMachterhalten.EntgegenvorherigenAbspra-

chenforderteHitlernundieAuflösungdesReichstags

unddieAusschreibungvonNeuwahlen.Erhoffte,dabei

dieabsoluteMehrheitderStimmenzuerreichen,ummit

derabsolutenMehrheitseinerParteiimReichstagsein

Machtmonopolnachträglichlegitimierenzukönnen.Des-

halbließerauchVerhandlungenmitdemZentrumüber

eineRegierungsbeteiligungscheitern.

HindenburgwiederumtrafindenWochenundMona-

tendesJahres1933grundlegendepolitischeEntschei-

dungen,diediebereitsbegonneneAuflösungdemokra-

tischerStrukturenfortsetzten.DieBindunganGesetze

unddieGleichheitvordemGesetz,dieExistenzgrundle-

genderMenschenrechte,einschließlicheinerRechts-

weggarantie,wurdenzunehmendaußerKraftgesetzt.

Daranwirddeutlich,dassderÜbergangindienational-

sozialistischeDiktaturnichtnurvondenNationalsozialis-

tenselbst,sondernauchvomReichspräsidentenvoran-

getriebenwurde.

SoverordneteHindenburgderForderungHitlersent-

sprechendam1.Februar1933dieAuflösungdes

ReichstagsundsetzteNeuwahlenfürden5.Märzan.

Wortbruch
Hitlers

Rolledes
Reichs-

präsidenten

Neuwahlen
undNotver-
ordnungen
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DieseerneuteAuflösungdesParlamentsliefdemHitler

vonHindenburgerteiltenAuftragzuwider,alsReichs-

kanzlereineparlamentarischeMehrheitimSinneeiner

Koalitionzubilden.

Am4.Februar1933,wenigeTagenachderErnen-

nungHitlerszumReichskanzler,erließHindenburgdie

„VerordnungzumSchutzedesDeutschenVolkes“,die

bereitsvonderRegierungPapengeplantwordenwar.

DamitschränktederReichspräsidentdieVersamm-

lungs-unddiePressefreiheitweitgehendeinunderteilte

ReichsinnenministerFrickweitreichendeVollmachten.

DieseVerordnungdientevorallemimbeginnenden

WahlkampfderBekämpfungderpolitischenGegnerder

NSDAP.

Am6.FebruarverkündetevonPapenalsReichskom-

missarinPreußeneineweitereNotverordnungHinden-

burgszurAuflösungdesLandtagsundzuNeuwahlen.

DamitwurdenletzteverbliebeneBefugnissederpreußi-

schenLandesregierungBraunaufdieeingesetzteKom-

missariatsregierunguntervonPapenübertragen.Der

NationalsozialistGöringließalsInnenministerinPreußen

allebisdahinnochverbliebeneAnhängerdemokrati-

scherParteienausVerwaltungundPolizeientfernen.Am

17.FebruarverkündeteerinPreußendenSchießerlass

gegenjedeoppositionelleRegungundverordnetedamit

derpreußischenPolizeidenrücksichtslosenGebrauch

derSchusswaffegegenallepolitischenGegner.Dem

„TreibenstaatsfeindlicherOrganisationen“solltenunmit

schärfstenMittelnentgegengetretenwerden.Ausdrück-

lichbetonter:„Polizeibeamte,dieinAusübungdieser

PflichtenvonderSchusswaffeGebrauchmachen,wer-

denohneRücksichtaufdieFolgendesSchusswaffenge-

brauchsvonmirgedeckt.“WenigeTagespäterernannte

Göring50.000Hilfspolizisten,vorrangigausdenReihen

vonSAundSS.

Schießerlass,
SAundSS
Hilfspolizeiin
Preußen
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MitdiesenMaßnahmenwurdediePresse-undVer-

sammlungsfreiheitmassiveingeschränktunddieVerfol-

gungpolitischerGegnerermöglicht,vorallemaberwur-

denwiederholtVersammlungenundDemonstrationen

derKommunistenuntersagt.DieseführtenabdieserZeit

einenWahlkampfausderIllegalitätheraus.Vondiesen

VerordnungenwarenaberauchdieSozialdemokratie,

GewerkschafterundDemokratenbishinzurZentrums-

parteibetroffen,wennauchnichtimgleichenMaßewie

dieKPD.

UnterdiesenBegleitumständenfandinganzDeutsch-

landderWahlkampfzudenReichstagswahlenimMärz

1933statt.DieNationalsozialistenkonntensichdabei

auflegalestaatlicheMachtmittel,jahrelangeErfahrungen

eineszentralistischaufgebautenParteiapparates,ge-

waltbereiteAkteureinderSAundSSsowieihremassive

AgitationundPropagandastützen.Zudemkamihnenein

Ereigniszupass,dasdieseGewalt-undTerrormaßnah-

menscheinbarlegitimierteundsieintensivierenließ.

Am27.Februar1933branntedasBerlinerReichs-

tagsgebäude.DerBrandwurdevonNationalsozialisten

sofortpolitischausgenutzt,indemsiedieKommunisten

alsdessenUrheberbezichtigten.AmTatortwarMarinus

vanderLubbe(1909-1934)verhaftetworden,dereiner

AbspaltungderniederländischenkommunistischenPar-

teiangehörte(Reichstagsbrandprozesss.S.60).

DieNationalsozialisteninstrumentalisiertendiesesEr-

eignissofortfürdenWahlkampfundfürdieAuseinander-

setzungmitKommunisten,Sozialdemokratenundande-

renpolitischenGegnern.NochinderBrandnachtordne-

teGöringalskommissarischerpreußischerInnenminis-

tereinVerbotderkommunistischenPressean,ließPar-

teibürosschließenundalleininBerlinca.1.500KPD-

Funktionärein„Schutzhaft“nehmen.Bereitsamdarauf-

folgendenTag,dem28.Februar1933,wurdevom

Reichstags-
brand,Schutz-
haftundAus-

nahmezustand
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Reichspräsidentendie„NotverordnungzumSchutzvon

VolkundStaat“verkündet,dieunterderBezeichnung

„Reichstagsbrandverordnung“bekanntwurde.Damit

warperErlassHindenburgseinzivilerAusnahmezustand

verhängtworden,derbis1945nichtaufgehobenwurde.

GrundrechtewurdenaußerKraftgesetzt,derRechtsweg

wurdemitder„Schutzhaft“ausgehebelt,undeswurden

EingriffsmöglichkeitendesReichsinnenministersindie

SouveränitätderLändergeschaffen.DieinPreußen

nochgeltendenRegelungen,eine„Schutzhaft“nurfür

24Stundenanordnenzukönnen,wurdenvondenNatio-

nalsozialistenebensoignoriertgeausowiedienotwendi-

gerichterlicheÜberprüfungeinersolchenAnordnung.

DieMöglichkeit,Rechtsmitteleinzulegen,bestandprak-

tischnichtmehr.VonPapen,kommissarischerRegie-

rungschefinPreußen,nahmdieseHandlungenseines

InnenministersGöringswiderstandsloshin.

DerWahlkampfwurdedadurchmassivvonbürger-

kriegsähnlichenZuständenmitzahlreichenTotenund

einerVerhaftungswellevorallemunterKommunisten

undSozialdemokratenbegleitet.Am3.Märzwurdeder

VorsitzendederKPD,ErnstThälmann(1886-1944),in

derNähevonBerlinverhaftet.Erkamniemehrauffreien

Fußundwurde1944imKZBuchenwaldermordet.

DieNationalsozialistenerhielteninderWahlvom5.

MärzbeieinerWahlbeteiligungvonrund90Prozentfast

44ProzentallerabgegebenenStimmenundwurdenmit

288von647AbgeordnetenstärksteFraktionimReichs-

tag.Mehrals17MillionenWählerhattenfürdieNSDAP

gestimmt.In33von35WahlkreisenwardieNSDAP

stärksteParteigeworden.NurdasZentrumhatteimSüd-

westendesReicheszweiWahlkreisefürsichentschei-

denkönnen.DieDNVP,dieunterdemNamen„Kampf-

frontSchwarz-Weiß-Rot“angetretenwar,verlorguteine

halbeMillionWähler.DiebeidenliberalenParteien,DVP

Märzwahlen
undMachter-
greifungder
NSDAP
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undDStP,bliebenbedeutungslos.SPDundKPDkamen

trotzmassiverBehinderungenundEinschüchterungen

gemeinsammitdemZentrumaufinsgesamt41Prozent

derStimmen,was274Mandatenentsprach.UnterBeru-

fungaufdie„Reichstagsbrandverordnung“wurdenam

8.Märzdie81MandatederKPDfürungültigerklärt.

DieNSDAPwarzwarerstmalsstärksteParteigewor-

den,verfehlteaberüberraschenddieabsoluteMehrheit.

HierfürfehltenihrimReichstagfünfMandate.Weildie

NationalsozialistennurgemeinsammitdenDeutschnati-

onalen,der„KampffrontSchwarz-Weiß-Rot“,die8Pro-

zentderStimmenerhielt,umdieangestrebteabsolute

Mehrheitzuerreichen,musstensiemitdiesenformal

eineKoalitionbilden.Diesebestandnurbiszum27.Juni

1933,alsHugenbergzurücktratundsichdieDNVP

selbstauflöste.

InnerhalbeinerWochenachderWahlvom5.März

1933wurdeninvielenOrtenbisherigeMandatsträger

undAngestellteunterAndrohungundAnwendungvon

Gewalt,ausgehendvorallemvonderSA,ausihrenöf-

fentlichenÄmterngedrängt,undNationalsozialistentra-

tenanihreStelle.ParallelwurdeseitensderReichsregie-

rungaufdieseSituationreagiert.InLändernwieWürt-

temberg,Sachsen,BayernoderHessenwurdendurch

denReichsinnenministerFrickReichskommissareeinge-

setzt.DiesgeschahunterBerufungaufdasWahlergeb-

nisunddiebestehendenNotverordnungen.Erstmitden

„Gleichschaltungsgesetzen“vom31.Märzund7.April

1933wurdedieseVorgehensweisegesetzlichfestge-

schrieben(s.S.48).DamitentstandeineMehrheitnatio-

nalsozialistischerVertreterimReichsrat.Gewaltvonun-

tenundeineInstrumentalisierungdurchdienationalsozi-

alistischenRegierungsvertreterwarendieBasis,umradi-

kaleMaßnahmengegenüberdembisherigenVerwal-

tungsapparatdurchzusetzen.
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Terror und Propaganda

IndenerstenMonatendesJahres1933standenSAund

SSalsSynonymefürdenmassivenTerrorunddieGe-

waltaufdenStraßen,unddiesnichtnurinWahlkampfzei-

ten.IndenfolgendenMonatenundJahrenwurdediese

RollezunehmendvoneinerInstitutionübernommen,de-

renGeburtsstundeindiePhasedernationalsozialisti-

schenMachtergreifunghineinfällt.FortanstanddieGe-

stapoalsSinnbildfürWillkür,FolterundGewalt.

MitErlassvom26.April1933gliederteGöringdie

preußischeGeheimpolizeiausdemPolizeiapparataus

undbildetedasGeheimeStaatspolizeiamt(Gestapa),

dasihmalspreußischemInnenministerdirektunterstellt

war.MiteinemGesetzvom30.November1933wurde

dieGestaposchließlicheinvölligselbstständigerZweig

derinnerenVerwaltung,diedirektMinisterpräsidentGö-

ringunterstelltwar.ImZugevonUmstrukturierungender

politischenPolizeigabesinterneMachtkämpfeund

Kompetenzverschiebungen.HeinrichHimmler(1900-

1945)hattesobereits1934weitgehendeKontrolleüber

dieGestapo,auchinPreußen,erlangt.DieEntstaatli-

chungundVerschmelzungderGestapomitderSSund

demSDschrittenweitervoran.ReinhardHeydrich

(1904-1942),vonHimmleralsLeiterderpreußischen

Gestapoernannt,erließfürdieGestapoindenanderen

LänderndesDeutschenReichesebensoverbindliche

Anordnungen.ImJuni1936wurdedieländerbezogene

ZuständigkeitfürdieGestapoaufgelöstunddieGestapo

reichsweitdemLeiterderSSundderPolizeiHeinrich

Himmlerunterstellt.ErwarnunReichsführerderSSund

ChefderDeutschenPolizeiimReichsministeriumdes

Innern(RFSSuChdDtPolimRMDI).MitdemdrittenGe-

stapogesetzvom10.Februar1936warenalleMaßnah-

menderBeamtenundAngehörigendesGeheimen

StaatspolizeiamteseinerrichterlichenNachprüfungent-

Gestapo–
Synonymfür
Willkürund
Gewalt
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zogen.SokonntenwillkürlichdurchdieGestapoEinwei-

sungeninKonzentrationslager(s.S.205)angeordnet

werden.FolterundTodesfällebliebenstraffrei.DieGe-

stapowareinTerrorinstrumentdesNS-Staatsbeider

BekämpfungpolitischerGegnerundbesaßdafürweitrei-

chendeMachtbefugnisse.IndenNürnbergerProzessen

nachdemEndedesZweitenWeltkriegswurdesiezuei-

nerverbrecherischenOrganisationerklärt.

BisEndeJuli1933warenbereits27.000Menschenin

„Schutzhaft“genommenworden.Unterdiesembeschö-

nigendenBegriffverstandendieNationalsozialistendie

willkürliche,aufrechtsstaatlicheGrundlagenkeineRück-

sichtnehmendeInhaftierungvonRegimegegnernund

anderermissliebigerPersonenoderderenVerschlep-

punginKonzentrationslager.DadieHaftanstaltenschnell

überfülltwaren,wurdenpolitischeGefangenedeshalban

provisorischhergerichtetenOrtenuntergebracht.Zahl-

reichesolcher„wildenKonzentrationslager“entstanden

indenerstenWochenundMonatendesJahres1933,

allein20davoninPreußen.Insiewurdenzunächstvor

allempolitischeGegnerderNationalsozialisteneingelie-

fert,diehäufiggefoltertundmisshandeltwurden.Diese

erstenKonzentrationslagerexistierteninderRegelnicht

dauerhaftundunterstandenauchnichtausschließlich

derKontrollederSS.BiszumOktober1933wurden34

dieserLagergeräumt,unddieHäftlingewurdenverlegt

oderentlassen.BisMai1934erfolgtedieSchließung

von14weiterenLagern.

Am22.März1933wurdedasKonzentrationslagerDa-

chaueröffnet.Eswardaserste,indemeinSS-Lagerkom-

mandantdiealleinigeGerichtsbarkeitinnehatteundsyste-

matischgeltendesRechtaußerKraftgesetztwurde.Dach-

audientealsVorbildfürdieEntstehungweitererLagerim

gesamtenReichsgebiet,unteranderemindemSS-Wach-

mannschaftenundSS-FührungspersonalfürandereLa-

Errichtungvon
Konzentrati-

onslagern
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ger,auchfürdieVernichtungslager,ausgebildetwurden.

DasnationalsozialistischeRegimenutztedasKonzentrati-

onslagerDachauauchpropagandistischalsVorzeigela-

ger,vorallemaberzurAbschreckungpolitischAnders-

denkender.Am20.Juli1934übernahmdieSSdiealleini-

geLeitungundVerantwortungallerKonzentrationslager.

NebenTerrorundGewaltaktenwirktendieNationalso-

zialistenüberPresseundRundfunkpropagandistisch

aufdieBevölkerungein.SiehattenbereitsindenWahl-

kämpfenvor1933dieBedeutungdermodernenMedien

erkanntundgenutzt.SowurdenwährenddesWahl-

kampfesfürdieReichstagswahlam5.März193345

WahlsendungenvonNSDAPundDNVPimRundfunk

übertragen.AufderzehntenFunkausstellunginBerlin

am18.August1933stellteJosephGoebbelsdenneuen

„Volksempfänger“VE301untergroßempropagandisti-

schemAufwandvor.DiesesGerät,das76Reichsmark

kosteteundumgangssprachlichals„Goebbels-Schnau-

ze“bezeichnetwurde,sollteinjedenHaushaltgelangen.

Gabesbisdahinca.vierMillionenRundfunkgeräte,so

warenes193910,8MillionenundbiszumKriegsende

16,2MillionenGeräte.

VorundnachdemReichstagsbrandwurdenkommu-

nistischeundsozialdemokratischePresseerzeugnisse

verbotensowieDruckereienbesetztundenteignet.Dif-

famierungenpolitischerKonkurrentenundantisemiti-

scheHetzewarenindernationalsozialistischenPresse

anderTagesordnung.UnmittelbarnachderReichs-

tagswahlverfügteReichspräsidentHindenburgam13.

März1933perErlassdieErrichtungeines„Reichsmi-

nisteriumsfürVolksaufklärungundPropaganda“.Die-

sesMinisteriumwardirektaufJosephGoebbels(1897-

1945)zugeschnittenundübernahmunterdessenLei-

tunginderZeitdesNationalsozialismusdieinhaltliche

LenkungundKontrollevonPresseundKultur.PerVer-

Propaganda
überMassen-
medien

Zensurund
Medien-
kontrolle
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